
Bei. blatt zur Parlamentskorrespondenz 

377/J A n fra g e 

der A'bg.Dr.l' t e :I. f e r und Genossen 

an die Bundesregierung, 

23.Jänner 1952 

be~reffend die eheste Einbringung der Regierungsvorlagen über ein Stimm~ 

listengesetz, Volkshegehrengesetzund VolksabstimmungsgEIsetz im Nationalrate 0 

-=-.- .. - ... 
In Beantwortung unserer Anfrage vom 4. April 1951 teilte der Herr 

'Bundesminister fiir Inneres am. 11 .. April 1951 mit, daß er Sorge dafiir tragen 

werde, daS der Bundesregierung ehestens der Entwurf eines Bundesgesetzes über 
• 

Volksbegehren anf Grund der Bundesverfassung zur Beschlußfassungunterbreitet 

werde, Das Bundesministerium für Inneres hat auoh tatsächlich je einen Entwurf 

eines StiftlmlL.tengeaetze s, eines Volksbegehrenge set ze B und eines Volksabstim.= 

ll1u,t).gsgesetze s ausgearbeitet und im SOmJDel' 1951 den zuständigen Stellen zur ,Begut:;o 

achtung zugesendet. Diese haben, soweit bekannt. bereits im Spätsommer und 

li'rü:hherbst zu. den Entwürfen Stellu.ng genommen. Es ist daher nicht recht ver­

ständlich, warum diese GesetzentwUrfe, die empfindliche Lücken unseres Ver_ 

:fassungsrechtes schließen sollen, nooh immer nicht als Regi1;Jrungsvorlagen im 

Nationalrat eineebraoht wurden. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an die Bundesregjerung die 

Anfrages 

Bis WaJUl gede nkt die Bundesregierung die dringend erwarteten Regierungs"", 

vorlagen über si. n Stimmlistengesetz, Volksbagehrengesetz und Vo+ksabstimmungs­

gesetz im Nationalrat einzubringen? 

-...... -
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